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Domicile d’une personne sous tutelle
Problem- und Fragestellung

Mme X est tutelle (art. 370 CCS), le for tutélaire est à Sierre (VS).
Elle n'a plus du tout de famille en Valais et en fin d'année passée elle est allée vivre quelques mois chez sa fille dans le canton de Fribourg; puis désirant rester près de sa fille, elle a pris un studio à Villars-sur-Glâne FR) en janvier 2002. Ses papiers sont toujours à Sierre, elle est annonçée à Villars-sur-Glâne comme résidente.
Sa santé physique et psychique se détériorant, nous envisageons de la placer dans un foyer; Mme X ne désire pas revenir en Valais. Afin que Mme X puisse bénéficier des prestations complémentaires du canton de Fribourg, il faudrait que le for tutélaire soit dans le canton de Fribourg. Les prestations complémentaires du Valais prend en charge les frais de séjour dans un foyer hors canton pour un montant maximum de 97.- par jour; or le tarif effectif des frais de pension dans le canton de Fribourg est beaucoup plus élevé).

Est-ce que le transfert du for pourrait déjà se faire ou est-ce qu'il faudrait que Mme X réside à Villars-sur-Glâne depuis 12 mois avant de pouvoir faire la demande de transfert ??

Erwägungen

Bevormundete Personen haben ihren Wohnsitz am Sitz der Vormundschaftsbehörde (Art. 25 Abs. 2 ZGB). Wenn sie diesen Wohnsitz wechseln wollen, bedürfen sie der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde (Art. 421 Ziff. 14 ZGB), und zwar jener, welche die Vormundschaft führt. Ob zusätzlich auch die Vormundschaftsbehörde am neuen Wohnsitz ihre Zustimmung zur Wohnsitzverlegung geben muss, ist umstritten. Zu welchem Zeitpunkt die Voraussetzungen erfüllt sind, beurteilt sich nach den Umständen, ob die bevormundete Person einen neuen Lebensmittelpunkt begründet hat, d.h. nach objektiv feststellbaren Kriterien (BGE 97 II 1). In der Praxis hat sich die Regel entwickelt, dass nach 12 Monaten festgestellt werden kann, ob jemand sich mit der Absicht dauernden Verbleibens an einem neuen Ort niedergelassen hat oder ob es sich bloss um einen vorübergehenden Aufenthalt handelt. Die Frist kann aber kürzer sein (z.B. wenn jemand zu Angehörigen oder andern bekannten Bezugspersonen gezogen ist und dort bleiben will), sie kann aber auch länger sein (z.B. wenn jemand häufig sein Domizil wechselt und sich nirgends verwurzelt). 

Ob Frau X im vorliegenden Fall einen neuen Lebensmittelpunkt begründet hat, ist nicht einfach zu beurteilen, weil der Aufenthalt in einer Institution zu einem Sonderzweck grundsätzlich keinen neuen Wohnsitz zu begründen vermag (Art. 26 ZGB). Dabei handelt es sich allerdings um eine widerlegbare Vermutung. Wenn zum Beispiel ein Mündel zu seinem gesetzlichen Wohnsitz (Sitz der Vormundschaftsbehörde) keinerlei Beziehungen hat, wohl aber zu seinem Aufenthaltsort, so muss die Vormundschaft übertragen werden, selbst wenn das Mündel dort in einer Anstalt lebt (C. Hegnauer, Des préoccupations d’un frère nommé tuteur de trouver un domicile adéquat à son pupille, RDT/ZVW 2001 S. 12 ff.). Es deutet doch vieles darauf hin, dass Frau X. zu Sierre keine persönlichen Beziehungen pflegt, wohl aber zum Kanton Freiburg.

Wir empfehlen Ihnen im vorliegenden Fall, ohne die 12-monatige Frist abzuwarten Frau X. gemäss Art. 421 Ziff. 14 ZGB zu ermächtigen, in Villars-sur-Glâne Wohnsitz zu begründen, und danach die Vormundschaftsbehörde von Villars-sur-Glâne zu bitten, die Vormundschaft zu übernehmen und vor Ort einen Vormund zu ernennen. Falls sich die beiden Vormundschaftsbehörden nicht einigen können, sind die beiden kantonalen Aufsichtsbehörden zur Vermittlung einzuschalten (Art. 44 Abs. 3 BV). Im Streitfall steht als ultuma ratio die staatsrechtliche Klage zur Verfügung (Art. 83 lit. e OG).

Zusatzfrage

Vous me proposez de changer le domicile de Mme X à Villars-sur-Glâne (sans attendre le délai de 12 mois), puis de demander le transfert du for tutélaire La commune de Villars-sur-Glâne doit-elle accepter le domicile de Mme X, même si le for tutélaire est encore à Sierre ? Peut-on changer le domicile d'un pupille avant le transfert du for tutélaire? Je pensais qu'il fallait commencer par annoncer la pupille comme résidente dans sa nouvelle commune (tout en laissant les papiers à Sierre), puis demander le transfert du for tutélaire, et finalement, une fois celui-ci accepté, déplacer les papiers dans la nouvelle commune.

Erwägungen

Ihre Auffassung ist nicht falsch: Die Frage, wie ein Mündel zu einem neuen Wohnsitz gelangt, ist umstritten, weil das Gesetz selbst die Frage widersprüchlich regelt: Nach Art. 421 Ziff. 14 ZGB bedarf das Mündel zur Begründung eines neuen Wohnsitzes der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde. Nach dieser Bestimmung muss es genügen, dass die bisherige Vormundschaftsbehörde die Zustimmung zur Wohnsitzverlegung gibt, damit das Mündel einen neuen Wohnsitz begründen kann. Art. 421 Ziff. 14 sieht nicht vor, dass nebst der bisher zuständigen Vormundschaftsbehörde auch die Vormundschaftsbehörde des neuen Wohnsitzes ihre Zustimmung zur Wohnsitzverlegung bezw. zur Übernahme der Massnahme erteilen muss.

Auf der andern Seite befindet sich der Wohnsitz des Mündels am Sitz der Vormundschaftsbehörde (Art. 25 Abs. 2 ZGB). Daraus könnte geschlossen werden, dass der Wohnsitz des Mündels erst wechseln kann, wenn die vormundschaftsbehördliche Zuständigekt rechtsgültig übertragen ist. Ist der Wohnsitz des Mündels die Folge der vormundschaftsbehördlichen Zuständigkeit, oder ist die vormundschaftsbehördliche Zuständigkeit die Folge des Wohnsitzes des Mündels? An dieser Streitfrage scheiden sich die Geister. Wer der Niederlassungsfreiheit und damit dem verfassungsmässigen Recht um freien Wohnsitz (Art. 24 BV) Priorität gegenüber behördlichen Übertragungsverfahren einräumt, bekennt sich zur Theorie 1. Sie müssen allerdings damit rechnen, dass Ihnen Villars-sur Glâne Opposition entgegensetzt und davon ausgeht, der Wohnsitz wechsle erst, wenn sie der Übernahme zustimme. Ich selbst halte dies für einen Verstoss gegen Art. 421 Ziff. 14 ZGB, doch ist man sich selbst im Arbeitsausschuss Vormundschaftsrecht der VBK darüber nicht einig. Ein Arbeitspapier, das unter anderem zu dieser Frage Stellung nimmt, geht in den nächsten Wochen in eine Vernehmlassung an die Kantone. Zu Ihrer Orientierung erhalten Sie in der Anlage ein Schema aus meinen Unterrichtsunterlagen. Mit freundlichen Grüssen Kurt Affolter
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